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A SATZUNG 

1 Präambel 

Aufgrund von § 1 Abs. 8, § 2 Abs. 1, § 10 und §13 BauGB des Baugesetzbuchs (BauGB) in Verbindung 

mit § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der zum Zeitpunkt des Satzungsbe-

schlusses gültigen Fassung (s. Rechtsgrundlagen) hat der Gemeinderat der Gemeinde Attenweiler die 

Teilaufhebung des Bebauungsplanes „Osterried“ im Ortsteil Oggelsbeuren als Satzung beschlossen. 

Die Teilaufhebung wird im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB durchgeführt. Von der früh-

zeitigen Unterrichtung und Erörterung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie der Behör-

den und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wird gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 1 

BauGB abgesehen. Gemäß § 13 Abs. 3 BauGB wird von der Durchführung einer Umweltprüfung nach 

§ 2 Abs. 4 BauGB, von der Erstellung eines Umweltberichts nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 

3 Abs. 2 Satz 4 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, von der zusam-

menfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB sowie von der Überwachung nach § 4c BauGB ab-

gesehen. 

Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich der Teilaufhebung des Bebauungsplanes ergibt sich aus der Plan-

zeichnung des Planungsbüros LARS consult in der Fassung vom 10.06.2026. Er umfasst das Flurstück 

1536 der Gemarkung Oggelsbeuren und hat eine Größe von ca. 0,87 ha. 

Bestandteile der Satzung 

Die Aufhebungssatzung besteht aus dem zeichnerischen Teil mit Verfahrensvermerken sowie den 

textlichen Festsetzungen. Der Satzung ist eine Begründung vom 10.06.2026 beigefügt. 

Rechtsgrundlagen 

- Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das 

zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) geändert wor-

den ist. 

- Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 

3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert 

worden ist. 

- Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 6 

des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist. 

- Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge-

setzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 87) geändert worden ist. 
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- Gesetz des Landes Baden-Württemberg zum Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft (Na-

turschutzgesetz - NatSchG) vom 23. Juni 2015; zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 

18. November 2025 (GBl. 2025 Nr. 124). 

- Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (Gemeindeordnung - GemO) in der Fassung vom 24. 

Juli 2000, letzte berücksichtigte Änderung: zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. 

Februar 2026 (GBl. 2026 Nr. 13). 

 

Ausfertigungsvermerk 

Hiermit wird bestätigt, dass die Aufhebungssatzung bestehend aus dem zeichnerischen Teil und den 

textlichen Erläuterungen mit Begründung in der Fassung vom 10.06.2026 dem Gemeinderatsbe-

schluss vom __.__.____ zu Grunde lag und diesem entspricht. 

 

Attenweiler, den __.__.____  

  Bürgermeister Roland Grootherder 
 

In-Kraft-Treten 

Die Aufhebungssatzung zum Bebauungsplan „Osterried“ tritt gemäß § 10 Abs. 3 BauGB mit dem Tag 

der ortsüblichen Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses in Kraft. 

 

Attenweiler, den __.__.____  

  Bürgermeister Roland Grootherder 
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2 Planungsrechtliche Festsetzungen 

 

 

Räumlicher Geltungsbereich der Teilaufhebung 
gem. § 9 Abs. 7 BauGB 

Abgrenzung der Aufhebungssatzung. 

Innerhalb des dargestellten räumlichen Geltungsbereichs werden 
sämtliche planzeichnerischen und textlichen Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes „Osterried“ aufgehoben. 

(s. Planzeichnung) 

 

3 Planzeichen und Nachrichtliche Übernahmen 

 

 

Räumlicher Geltungsbereich Bebauungsplan „Osterried“ 

 

 

Flurgrenze, Bestand 
 

 

 

Flurnummer, Bestand  
 

 

 

Bestandsgebäude 

 

 

Sportanlage 
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B BEGRÜNDUNG 

1 Erfordernis und Ziel der Teilaufhebung 

Der Bebauungsplan „Osterried“ im Ortsteil Oggelsbeuren der Gemeinde Attenweiler wurde am 

01.09.1971 als Satzung beschlossen, mit Erlass des Landratsamtes Ehingen vom 27.12.1971 

genehmigt und am 08.01.1972 ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan umfasst eine Fläche 

von rund 2,94 ha und gliedert sich in zwei funktional unterschiedliche Teilbereiche. Im östlichen 

Bereich setzt der Bebauungsplan gewerbliche Bauflächen fest. Im westlichen Teilbereich ist eine 

Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Sportplatz“ festgesetzt. Dieser westliche Teilbereich mit einer 

Größe von ca. 0,87 ha ist Gegenstand der vorliegenden Teilaufhebung. 

 

Der ursprüngliche Planungsansatz des Bebauungsplanes bestand darin, am südöstlichen Rand des 

Ortsteils Oggelsbeuren Flächen für gewerbliche Nutzungen sowie für eine sportliche Nutzung 

planungsrechtlich zu sichern. Die als Sportplatz festgesetzte Fläche diente der damaligen Zielsetzung, 

für den Ortsteil Oggelsbeuren eine wohnortnahe Fläche für Sport- und Bolzplatznutzungen 

bereitzustellen. Diese Funktion ist zwischenzeitlich entfallen. Die Fläche wird bereits seit mehreren 

Jahren nicht mehr als Sportplatz bzw. Bolzplatz genutzt. Auf der Fläche befinden sich noch ein 

leerstehendes Zweck- bzw. Lagergebäude sowie die ursprüngliche Zaunanlage. Im Übrigen liegt die 

Fläche brach; im Bereich des ehemaligen Spielfeldes hat sich eine Altgras- bzw. Ruderalflur 

entwickelt. An den Randbereichen sind Gehölzstrukturen entstanden. 

 

Die städtebaulichen Rahmenbedingungen haben sich seit Inkrafttreten des Bebauungsplanes 

wesentlich verändert. Die Bedarfe an Sportflächen des Ortsteils Oggelsbeuren konnten 

zwischenzeitlich durch die Entwicklung der Sportanlagen nördlich der Ellighofer Straße und 

nordöstlich des Aufhebungsbereichs gedeckt werden. Diese Sportanlagen erfüllen heute die 

ursprünglich für den westlichen Teilbereich des Bebauungsplanes „Osterried“ vorgesehene Funktion 

in kompakterer, modernisierter und zweckmäßigerer räumlicher Lage. Der im westlichen Teilbereich 

des Bebauungsplan festgesetzte Nutzungszweck „Sportplatz“ ist damit überholt. 

Vor diesem Hintergrund besteht für die Aufrechterhaltung der bisherigen planungsrechtlichen 

Festsetzung als Grünfläche mit Zweckbestimmung „Sportplatz“ kein städtebauliches Erfordernis 

mehr. Die bisherige Festsetzung entspricht weder der tatsächlichen Nutzung noch der aktuellen 

städtebaulichen Zielrichtung der Gemeinde. Die Teilaufhebung dient daher der Bereinigung 

überholten Planungsrechts und der Anpassung der verbindlichen Bauleitplanung an die veränderten 

örtlichen Rahmenbedingungen. 

 

Ziel der Teilaufhebung ist es, die für den westlichen Teilbereich bislang bestehenden 

planungsrechtlichen Bindungen aufzuheben. Die Planung schafft daher selbst kein neues 

verbindliches Baurecht für ein bestimmtes Vorhaben, sondern hebt lediglich nicht mehr benötigtes 

Planungsrecht auf. Die Fläche befindet sich im Eigentum der Gemeinde Attenweiler. Private 

Grundstücke werden durch die Teilaufhebung nicht unmittelbar in ihren bestehenden 

Nutzungsmöglichkeiten beschränkt. Insgesamt ist die Teilaufhebung städtebaulich erforderlich und 
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sachgerecht, da sie eine überholte Festsetzung beseitigt, die planungsrechtliche Situation an die 

tatsächlichen örtlichen Verhältnisse anpasst und somit den baurechtlichen Rahmen für 

bedarfsgerechte Folgenutzungen schafft. 

2 Anwendbarkeit des vereinfachten Verfahrens gemäß §13 BauGB 

Die Teilaufhebung des westlichen Bereichs des Bebauungsplanes „Osterried“ wird im vereinfachten 

Verfahren gemäß § 13 BauGB durchgeführt. 

Bei der vorliegenden Planung handelt es sich um die Teilaufhebung eines rechtskräftigen Bebauungs-

plans. Für die Änderung, Ergänzung und Aufhebung von Bauleitplänen gelten nach § 1 Abs. 8 BauGB 

die Vorschriften des Baugesetzbuchs über die Aufstellung von Bauleitplänen entsprechend. Das ver-

einfachte Verfahren nach § 13 BauGB ist anwendbar, wenn durch die Planung die Grundzüge der Pla-

nung nicht berührt werden und die gesetzlichen Ausschlussgründe nicht eingreifen. 

Die Grundzüge der Planung werden durch die vorliegende Teilaufhebung nicht berührt. Der ur-

sprüngliche Bebauungsplan verfolgte im Wesentlichen die Sicherung und Entwicklung von Flächen 

für öffentliche Sportnutzungen am südöstlichen Siedlungsrand des Ortsteils Oggelsbeuren. Diese 

wurden inzwischen in unmittelbarer räumlicher Nähe (nördlich der Ellighofer Straße) vollumfänglich 

hergestellt, wodurch das ursprüngliche Ziel (Schaffung von Sportanlagen am südöstlichen Ortsrand) 

an anderer Stelle erfüllt ist. Die nunmehr vorgesehene Teilaufhebung betrifft einen räumlich und 

funktional abgrenzbaren Teilbereich, für den die seinerzeit angenommenen Entwicklungsvorausset-

zungen infolge des entfallenen Flächenbedarfs nicht mehr bestehen. Die verbleibenden, nicht aufge-

hobenen Teile des Bebauungsplans, insbesondere die weiterhin überplanten Bereiche im östlichen 

Teil des Geltungsbereiches, bleiben in ihrem planungsrechtlichen Bestand unberührt. Die Planung 

dient damit nicht der Neuordnung des gesamten Plangebiets, sondern der punktuellen Rücknahme 

nicht mehr benötigten Bauplanungsrechts, um den tatsächlichen Nutzungsverhältnissen gerecht zu 

werden. 

Durch die Teilaufhebung wird weder die Zulässigkeit eines UVP-pflichtigen Vorhabens vorbereitet 

oder begründet noch ein konkretes neues Bau- oder Nutzungsvorhaben festgesetzt. Im Gegenteil 

wird bestehendes Bauplanungsrecht zurückgenommen. Nach der Zielrichtung und dem Gegenstand 

der Planung bestehen derzeit auch keine Anhaltspunkte dafür, dass Schutzgüter im Sinne des § 1 

Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB beeinträchtigt werden oder dass bei der Planung Pflichten zur Vermei-

dung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 BImSchG zu beach-

ten wären.  

Die gesetzlichen Voraussetzungen für die Durchführung des vereinfachten Verfahrens gemäß § 13 

BauGB sind damit gegeben. Im vereinfachten Verfahren kann von der frühzeitigen Unterrichtung und 

Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen werden. Die förmliche Beteiligung der 

Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

nach § 4 Abs. 2 BauGB wird durchgeführt. Ferner wird gemäß § 13 Abs. 3 BauGB von der Umweltprü-

fung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 
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2 Satz 4 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusam-

menfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB abgesehen. 

3 Lage und räumlicher Geltungsbereich 

Das Plangebiet der Teilaufhebung liegt am südöstlichen Rand des Ortsteils Oggelsbeuren der Ge-

meinde Attenweiler im Landkreis Biberach. Der rechtskräftige Bebauungsplan „Osterried“ umfasst 

insgesamt eine Fläche von rund 2,94 ha. Gegenstand der vorliegenden Planung ist die Teilaufhebung 

eines westlichen Teilbereichs mit einer Größe von ca. 0,87 ha. Der östliche Bereich des Bebauungs-

plans bleibt unverändert bestehen. 

 
Abbildung 1: Lage des Plangebiets (ohne Maßstab) 

 

Der räumliche Geltungsbereich der Teilaufhebung umfasst das gemeindeeigene Grundstück Flurstück 

Nr. 1536 der Gemarkung Oggelsbeuren. Der genaue Umgriff des aufzuhebenden Bereichs ergibt sich 

verbindlich aus der Planzeichnung zur Teilaufhebung. 

Nicht Gegenstand der Teilaufhebung sind insbesondere die Flurstücke Nr. 1533, 1535/1, 1535/2, 

989/2, 989/3 sowie ein Teilbereich des Flurstücks Nr. 1534 im Bereich des fortgeltenden Gewerbege-

bietes. Für diese Flächen bleibt das geltende Planungsrecht unverändert bestehen.  

Der Geltungsbereich wird im Norden durch die Ellighofer Straße bzw. Kreisstraße K 7526 begrenzt. 

Westlich verläuft die Erschließungsstraße „Baustatt“. Südlich bildet der Mühlhauser Bach den 



Bebauungsplan "Osterried" - Teilaufhebung 
Begründung Entwurf | Stand: 10.06.2026 
Lage und räumlicher Geltungsbereich 

 

 

www.lars-consult.de Seite 10 von 20 

 

räumlichen Abschluss des Bereichs. Östlich schließen die im Bebauungsplan „Osterried“ festgesetz-

ten und weiterhin bestehenden gewerblichen Bauflächen an. 

Das nähere Umfeld des Aufhebungsbereichs ist durch unterschiedliche Nutzungen geprägt. Westlich 

des Geltungsbereichs, jenseits der Straße „Baustatt“, befinden sich das Gebäude der Freiwilligen Feu-

erwehr Oggelsbeuren mit Gerätehaus sowie weitere gemischte Nutzungen und Wohngebäude. Die 

nächstgelegenen Wohngebäude liegen westlich der Straße „Baustatt“ in einem Abstand von rund 40 

m zum Geltungsbereich. Nördlich des Plangebiets und der Ellighofer Straße befinden sich eine Bö-

schung mit Gehölzen und Bäumen sowie daran anschließend kirchliche Gebäude mit ehemaligem 

Kloster, Kirche und einer Seniorentagespflege. Östlich des Geltungsbereichs liegen innerhalb des fort-

geltenden Bebauungsplanes „Osterried“ gewerbliche Nutzungen, darunter die Speditionsfirma 

Diesch sowie das Metallverarbeitungsunternehmen FS Fertigung System GmbH. 

Der Aufhebungsbereich selbst wird aktuell nicht mehr als Sportplatz genutzt. Die Fläche liegt brach 

und weist im Bereich des ehemaligen Bolzplatzes eine Altgras- bzw. Ruderalflur auf. An den Rändern 

haben sich Gehölze entwickelt. Auf dem Grundstück befindet sich außerdem ein leerstehendes 

Zweck- bzw. Lagergebäude. Daneben besteht noch die ursprüngliche Zaunanlage. Ein Abbruch des 

Gebäudes oder eine Rodung von Gehölzen ist nicht Gegenstand der vorliegenden Teilaufhebung. 

Die bisherige Bewirtschaftung und Erreichbarkeit der Fläche erfolgt über die Straße „Baustatt“ im 

Westen. Nördlich bestehen zudem fußläufige Anbindungen. Im Ursprungsbebauungsplan ist entlang 

der Ellighofer Straße ein Zufahrtsverbot festgesetzt, sodass die Sportplatzfläche nicht unmittelbar 

über die Ellighofer Straße erschlossen werden sollte. Die östlich angrenzenden Gewerbebetriebe 

werden demgegenüber unmittelbar über die Ellighofer Straße erschlossen. 

Die räumliche Lage des Aufhebungsbereichs ist städtebaulich durch seine Einbindung in den Sied-

lungszusammenhang geprägt. Der Bereich liegt zwischen gemischten Nutzungen im Westen, kirchli-

chen und sozialen Nutzungen im Norden sowie gewerblichen Nutzungen im Osten. Der südlich an-

grenzende Mühlhauser Bach bildet eine naturräumliche Grenze, die gemeinsam mit den bestehen-

den gewerblichen und gemischten Nutzungen den Siedlungskörper nach Süden arrondiert. Südlich 

des Bachlaufs schließen offene landwirtschaftlich genutzte Flächen an. 
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4 Übergeordnete Vorgaben 

4.1 Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg 2002 

 
Abbildung 2: Ausschnitt aus dem Landesentwicklungsplan 2002 – Raumkategorien (ohne Maßstab) 

 

Der Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg 2002 bildet den maßgeblichen landesplanerischen 

Rahmen für die räumliche Entwicklung des Landes. Die Ziele der Raumordnung sind von öffentlichen 

Stellen bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu beachten; die Grundsätze der Raum-

ordnung sind in der planerischen Abwägung zu berücksichtigen. Die kommunale Bauleitplanung ist 

an die Ziele der Raumordnung anzupassen. 

Die Gemeinde Attenweiler ist dem Ländlichen Raum im engeren Sinne zugeordnet. Der Ortsteil Og-

gelsbeuren liegt im weiteren Verlauf der Landesentwicklungsachse Riedlingen – Biberach. Eine zent-

ralörtliche Funktion als Ober- oder Mittelzentrum ist der Gemeinde Attenweiler nicht zugeordnet. 

Für die vorliegende Teilaufhebung sind insbesondere die Vorgaben zur nachhaltigen Raumentwick-

lung, zur Entwicklung des Ländlichen Raums, zur Konzentration der Siedlungsentwicklung, zur Innen-

entwicklung und zur Sicherung geeigneter gewerblicher Standortbedingungen relevant. 

Nach Plansatz 1.1 G des Landesentwicklungsplans ist die Entwicklung des Landes am Prinzip der 

Nachhaltigkeit auszurichten. Bei der Befriedigung sozialer und wirtschaftlicher Ansprüche an den 

Raum sind die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und angemessene 
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Gestaltungsmöglichkeiten für künftige Generationen offenzuhalten. Die Teilaufhebung entspricht 

diesem Grundsatz, da sie überholtes Planungsrecht zurücknimmt und keine zusätzliche, unmittelbar 

durch den Bebauungsplan vorbereitete Flächeninanspruchnahme bewirkt. 

Plansatz 1.3 G fordert, die dezentrale Siedlungsstruktur des Landes zu festigen und weiterzuentwi-

ckeln. Die Siedlungsentwicklung soll am Netz der Zentralen Orte und Entwicklungsachsen ausgerich-

tet und vorrangig in Siedlungsbereichen und Siedlungsschwerpunkten konzentriert werden. Die vor-

liegende Teilaufhebung steht hierzu nicht im Widerspruch. Der Aufhebungsbereich liegt nicht isoliert 

im Außenbereich, sondern innerhalb eines bestehenden, baulich und funktional geprägten Siedlungs-

zusammenhangs. Die Teilaufhebung führt daher nicht zu einer Ausdehnung der Siedlung in die freie 

Landschaft, sondern beseitigt eine überholte Festsetzung innerhalb einer bereits siedlungsstrukturell 

eingebundenen Fläche und öffnet diese Fläche somit für eine bedarfsgerechte Nachverdichtung. 

Nach Plansatz 2.4.3 G ist der Ländliche Raum im engeren Sinne so zu entwickeln, dass günstige 

Wohnstandortbedingungen ressourcenschonend genutzt, ausreichende und attraktive Arbeitsplatz-, 

Bildungs- und Versorgungsangebote in angemessener Nähe zum Wohnort bereitgehalten, der agrar- 

und wirtschaftsstrukturelle Wandel sozial verträglich bewältigt und großflächige, funktionsfähige 

Freiräume gesichert werden. Die Teilaufhebung dient einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 

im ländlichen Raum, indem eine nicht mehr benötigte Sportplatzfestsetzung aufgehoben und die Flä-

che künftig wieder nach den allgemeinen Zulässigkeitsmaßstäben des unbeplanten Innenbereichs 

beurteilt wird. Damit wird die Möglichkeit geschaffen, die Fläche entsprechend ihrer Lage im Sied-

lungsgefüge einer bedarfsgerechten Entwicklung zuzuführen. 

Von Bedeutung ist ferner Plansatz 2.4.3.2 G. Danach sind die Standortvoraussetzungen zur Erhaltung 

und Erweiterung des Arbeitsplatzangebots im Ländlichen Raum unter anderem durch die Bereitstel-

lung ausreichender Gewerbeflächen, die Sicherung angemessener Verkehrsanbindungen und eine 

leistungsfähige technische Infrastruktur zu verbessern. Der Bereich liegt unmittelbar westlich beste-

hender gewerblicher Nutzungen und ist in einen gemischt-gewerblich geprägten Siedlungszusam-

menhang eingebunden. Die Teilaufhebung steht daher mit dem landesplanerischen Ziel einer be-

darfsgerechten Stärkung der Standortvoraussetzungen im Ländlichen Raum in Einklang. Dabei ist zu 

berücksichtigen, dass die Teilaufhebung selbst keine gewerbliche Nutzung festsetzt, sondern lediglich 

die bisherige, nicht mehr benötigte Sportplatzfestsetzung aufhebt und den Weg frei macht für an-

dere lokale und bedarfsgerechte Planungen/Nutzungen. 

Auch die Plansätze zur Siedlungsentwicklung und Flächenvorsorge werden gewahrt. Nach Plansatz 

3.1.1 G soll sich die Siedlungstätigkeit in die dezentrale Siedlungsstruktur einfügen und diese durch 

Schwerpunktbildung bei Wohnbau- und Gewerbeentwicklung erhalten und weiterentwickeln. Nach 

Plansatz 3.1.2 Z ist die Siedlungstätigkeit vorrangig auf Siedlungsbereiche sowie Schwerpunkte des 

Wohnungsbaus und Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen zu kon-

zentrieren. Plansatz 3.1.9 Z konkretisiert den Vorrang der Bestandsentwicklung und fordert, Möglich-

keiten der Verdichtung und Arrondierung zu nutzen, Baulücken und Baulandreserven zu berücksichti-

gen sowie Brachflächen neuen Nutzungen zuzuführen. Die Teilaufhebung entspricht diesen Vorga-

ben, da sie eine brachliegende, vormals sportlich genutzte Fläche im bestehenden Siedlungsgefüge 

betrifft und die Möglichkeit einer neuen bedarfsgerechten Nutzung eröffnet. 
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Ergänzend ist Plansatz 3.3.4 G zu berücksichtigen, wonach durch eine frühzeitige planerische Vorbe-

reitung von Flächen für Industrie und Gewerbe, Dienstleistungs- und Infrastruktureinrichtungen An-

siedlungs- und Erweiterungsmöglichkeiten offengehalten werden sollen. Auch Plansatz 3.3.6 Z, wo-

nach Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen im Anschluss an beste-

hende Siedlungsflächen vorzusehen sind, steht der Teilaufhebung nicht entgegen. Der Aufhebungs-

bereich grenzt unmittelbar an bestehende gewerbliche Nutzungen an und ist im Flächennutzungs-

plan bereits als geplante gewerbliche Baufläche dargestellt. Diese Darstellung wird in der vorliegen-

den Begründung jedoch lediglich als vorbereitende städtebauliche Zielrichtung berücksichtigt; eine 

verbindliche gewerbliche Bauleitplanung ist nicht Gegenstand der Teilaufhebung. 

Insgesamt steht die Teilaufhebung den Zielen und Grundsätzen des Landesentwicklungsplans Baden-

Württemberg 2002 nicht entgegen. Sie dient vielmehr einer bestandsorientierten, flächensparenden 

und bedarfsgerechten Weiterentwicklung innerhalb des Siedlungszusammenhangs. 

4.2 Regionalplan Donau-Iller 2024 

Für die Gemeinde Attenweiler ist der Regionalplan Donau-Iller maßgeblich. Nach den vorliegenden 

Plangrundlagen wird die Gemeinde Attenweiler in der Raumstrukturkarte dem Ländlichen Raum zu-

geordnet. Eine weitergehende zentralörtliche Festlegung besteht für die Gemeinde nicht. Gleichzeitig 

liegt Attenweiler im Bereich einer überregionalen Entwicklungsachse. In der Raumnutzungskarte ist 

der Geltungsbereich als Siedlungsbereich bzw. Siedlungsfläche dargestellt; konkrete gebietliche Nut-

zungsfestlegungen oder Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebiete für den Aufhebungsbereich sind nicht aus-

gewiesen. 

Die allgemeinen regionalplanerischen Grundsätze zum Ländlichen Raum sind für die Teilaufhebung 

zu berücksichtigen. Nach A II 2 G (1) soll der Ländliche Raum in seiner Funktionsfähigkeit gesichert 

und insbesondere durch Verbesserung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Verhältnisse ge-

stärkt werden. Nach A II 2 G (2) soll der Zuwachs an Arbeitsplätzen im Ländlichen Raum so erfolgen, 

dass eine möglichst ausgewogene Arbeitsplatzverteilung gewährleistet und die wirtschaftliche Leis-

tungsfähigkeit des gesamten Ländlichen Raums gestärkt wird. Ergänzend sieht A II 2 G (3) vor, die 

Standortvoraussetzungen für qualifizierte Arbeitsplätze durch Nutzung und Ausbau der Infrastruktur-

einrichtungen vor allem in den Zentralen Orten und im Zuge von Entwicklungsachsen zu verbessern. 

Die Teilaufhebung steht mit diesen Grundsätzen in Einklang. Sie betrifft eine siedlungsstrukturell ein-

gebundene, brachliegende Fläche in unmittelbarer Nachbarschaft zu bestehenden gewerblichen Nut-

zungen. Die bisherige Zweckbestimmung als Sportplatz ist überholt, da die Sportflächenbedarfe des 

Ortsteils an anderer Stelle gedeckt werden konnten. Die Aufhebung der nicht mehr benötigten Fest-

setzung ermöglicht eine künftige Beurteilung nach den allgemeinen Maßstäben des unbeplanten In-

nenbereichs und eröffnet damit die Möglichkeit einer bedarfsgerechten Nachnutzung innerhalb des 

bestehenden Siedlungsgefüges. 

Auch die allgemeinen regionalplanerischen Aussagen zur Siedlungsentwicklung werden gewahrt. 

Nach B III 1 G (1) soll die gewachsene dezentrale Siedlungsstruktur der Region Donau-Iller erhalten 

und unter Rücksichtnahme auf die natürlichen Lebensgrundlagen entsprechend den Bedürfnissen 

der Bevölkerung und der Wirtschaft weiterentwickelt werden. Nach B III 1 G (3) soll die weitere 
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Siedlungstätigkeit sowohl im Wohnsiedlungsbereich als auch im gewerblichen Siedlungsbereich zur 

Stärkung des Ländlichen Raums beitragen. Nach B III 1 G (5) ist bei der Planung neuer Wohn- und Ge-

werbegebiete auf eine flächensparende Bauweise zu achten. Von besonderer Bedeutung ist zudem B 

III 1 Z (6), wonach bei der Siedlungsentwicklung die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung 

möglichst vorrangig zu nutzen sind. 

Die vorliegende Teilaufhebung entspricht diesen Vorgaben in besonderer Weise. Es handelt sich nicht 

um die planungsrechtliche Vorbereitung einer neuen Außenentwicklung, sondern um die Rücknahme 

einer überholten Festsetzung innerhalb eines bestehenden Siedlungszusammenhangs. Die Fläche ist 

bereits baulich vorgeprägt, erschlossen und im Umfeld durch gemischte, kirchliche, soziale und ge-

werbliche Nutzungen geprägt. Die Teilaufhebung unterstützt damit eine städtebauliche Innenent-

wicklung bzw. Arrondierung, ohne dass durch die Teilaufhebung selbst ein neues Baugebiet festge-

setzt wird. 

Die regionalplanerische Darstellung als Siedlungsbereich bzw. Siedlungsfläche ohne konkrete Nut-

zungszuweisung steht der Teilaufhebung nicht entgegen. Da im Bereich der Teilaufhebung keine Vor-

rang- oder Vorbehaltsgebiete entgegenstehen und keine gebietskonkreten Nutzungsfestlegungen 

betroffen sind, ergeben sich aus dem Regionalplan keine Zielkonflikte. 

Insgesamt steht die Teilaufhebung des westlichen Teilbereichs des Bebauungsplanes „Osterried“ mit 

den Zielen und Grundsätzen des Regionalplans Donau-Iller in Einklang. Sie entspricht insbesondere 

den regionalplanerischen Vorgaben zur Stärkung des Ländlichen Raums, zur bestandsorientierten 

Siedlungsentwicklung und zur vorrangigen Nutzung von Innenentwicklungspotenzialen. Die hochwer-

tigen Landwirtschaftlichen Vorbehaltsgebiete im Außenbereich können somit der Landwirtschaft vor-

behalten bleiben. 

 
Abbildung 3: Ausschnitt aus der Raumnutzungskarte des Regionalplans Donau-Iller 2024 (ohne Maßstab) 
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4.3 Flächennutzungsplan 

Der aktuell gültige Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Biberach, 2. Änderung wirk-

sam seit dem 28.03.2026, stellt den Geltungsbereich der Teilaufhebung bereits als geplante gewerbli-

che Baufläche „Ellighofer Straße – 0,8 ha“ dar. Die Darstellung des Flächennutzungsplanes weicht da-

mit von der bisherigen verbindlichen Festsetzung des Bebauungsplanes „Osterried“ ab, wonach die 

Fläche noch als Grünfläche mit Zweckbestimmung „Sportplatz“ festgesetzt ist. 

Die Darstellung im Flächennutzungsplan dokumentiert, dass die ursprüngliche Sportplatzfunktion der 

Fläche auch auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung nicht mehr weiterverfolgt wird. Die städte-

bauliche Zielrichtung der Verwaltungsgemeinschaft bzw. der Gemeinde geht vielmehr dahin, den Be-

reich perspektivisch als gewerbliche Entwicklungsfläche einzuordnen. Diese Darstellung wird im Rah-

men der vorliegenden Teilaufhebung berücksichtigt. 

Gleichwohl ist klarzustellen, dass die Teilaufhebung des Bebauungsplanes selbst keine gewerbliche 

Nutzung festsetzt. Sie ersetzt keine verbindliche Bauleitplanung für eine konkrete gewerbliche Ent-

wicklung und trifft keine neuen Festsetzungen zu Art und Maß der baulichen Nutzung, Bauweise oder 

überbaubaren Grundstücksflächen. Gegenstand der Teilaufhebung ist ausschließlich die Aufhebung 

der bisherigen Festsetzung als Sportplatz.  

Die Teilaufhebung steht mit den Darstellungen des Flächennutzungsplanes in Einklang. Sie hebt die 

bisherige, von der aktuellen Darstellung des Flächennutzungsplanes abweichende Sportplatzfestset-

zung auf. Die konkrete Zulässigkeit künftiger Vorhaben bleibt einer Einzelfallprüfung nach § 34 

BauGB bzw. gegebenenfalls einer späteren verbindlichen Bauleitplanung vorbehalten. 

 
Abbildung 4: Ausschnitt rechtswirksamer Flächennutzungsplan (ohne Maßstab) 
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4.4 Bestehende Bebauungspläne 

Der rechtskräftige Bebauungsplan „Osterried“ setzt für den westlichen Teilbereich auf Flurstück Nr. 

1536 bislang eine Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Sportplatz“ fest. Entlang der Ellighofer 

Straße ist für diesen Bereich ein Zufahrtsverbot festgesetzt. Die Erschließung der Sportplatzfläche er-

folgt nach der bisherigen Planung über die westlich angrenzende Straße „Baustatt“. 

Der östliche Teilbereich des Bebauungsplanes ist als Gewerbegebiet festgesetzt. Der Ursprungsbe-

bauungsplan sah dort maximal zwei Vollgeschosse, eine Grundflächenzahl von 0,5, eine Geschossflä-

chenzahl von 0,8 sowie offene Bauweise vor. 

Für den gewerblichen Teilbereich liegt eine 1. Änderung des Bebauungsplanes vor. Diese konkreti-

siert und ändert die Festsetzungen für den gewerblichen Bereich. Nach der Nutzungsschablone wird 

ein Gewerbegebiet mit maximal zwei Vollgeschossen, einer Grundflächenzahl von 0,6 und einer Ge-

schossflächenzahl von 0,8 festgesetzt. Ergänzend werden Baugrenzen, Verkehrsflächen, Sichtflächen, 

ein Ein- und Ausfahrtsverbot, eine Straßenbegrenzungslinie sowie Pflanzgebote für Bäume darge-

stellt. Darüber hinaus enthält die 1. Änderung textliche Festsetzungen, insbesondere zur Art und zum 

Maß der baulichen Nutzung, zu Stellplätzen, Garagen und Nebenanlagen, zur Bauweise, zur Stellung 

baulicher Anlagen, zu Einfahrten, Sichtflächen, Versorgungsflächen, Leitungsrechten und Pflanzbin-

dungen. Zusätzlich wurden örtliche Bauvorschriften unter anderem zur Dachgestaltung, Fassadenge-

staltung, zu Werbeanlagen, Antennenanlagen, Niederspannungsfreileitungen, zur Gestaltung unbe-

bauter Flächen und Einfriedungen aufgenommen. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes ein-

schließlich seiner 1. Änderung für den östlichen gewerblichen Teilbereich bleiben unverändert beste-

hen. 

 
Abbildung 5: Ausschnitt Bebauungsplan „Osterried“ (ohne Maßstab) 
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Abbildung 6: Ausschnitt 1. Änderung Bebauungsplan „Osterried“ (ohne Maßstab) 

5 Künftige planungsrechtliche Beurteilung 

Mit Wirksamwerden der Teilaufhebung entfallen für den westlichen Teilbereich des Bebauungspla-

nes „Osterried“ sämtliche bislang geltenden planzeichnerischen und textlichen Festsetzungen. Dies 

betrifft insbesondere die Festsetzung als Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Sportplatz“ sowie 

die hiermit zusammenhängenden Regelungen für diesen Teilbereich. Für den aufgehobenen Bereich 

besteht danach kein Bebauungsplan mehr. Eine Beurteilung künftiger Vorhaben nach § 30 BauGB 

scheidet insoweit aus. 

Nach Aufhebung des Bebauungsplanes ist die die planungsrechtliche Zulässigkeit einzelner Vorhaben 

künftig im Einzelfall zu prüfen. Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass das Areal von drei Seiten von 

Bebauung umgeben ist, wird sich der Beurteilungsmaßstab vermutlich anhand der Kriterien inner-

halb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile gem. §34 BauGB orientieren. Danach ist ein Vorha-

ben innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils zulässig, wenn es sich nach Art und Maß 

der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die 

Eigenart der näheren Umgebung einfügt, die Erschließung gesichert ist, gesunde Wohn- und Arbeits-

verhältnisse gewahrt bleiben und das Ortsbild nicht beeinträchtigt wird. 
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Der Aufhebungsbereich ist nach der örtlichen Situation dem unbeplanten Innenbereich zuzuordnen. 

Die Fläche liegt nicht isoliert in der freien Landschaft, sondern ist in den baulichen und funktionalen 

Zusammenhang des Ortsteils Oggelsbeuren eingebunden.  

Vor diesem Hintergrund ist der Aufhebungsbereich als siedlungsstrukturell integrierte Fläche zu beur-

teilen. Der Mühlhauser Bach bildet in Verbindung mit den östlich bestehenden gewerblichen Nutzun-

gen und den westlich bzw. nördlich vorhandenen Siedlungsnutzungen einen räumlichen Abschluss 

des Siedlungskörpers. Die Fläche wirkt daher nicht als Teil der freien Außenbereichslandschaft, son-

dern als bislang untergenutzte bzw. brachgefallene Fläche innerhalb des Siedlungszusammenhangs. 

Die nähere Umgebung im Sinne des § 34 BauGB ist durch eine gemischte und gewerbliche Prägung 

gekennzeichnet. Im Osten bestehen gewerbliche Betriebe, darunter eine Spedition und ein metall-

verarbeitender Betrieb. Im Westen und Nordwesten befinden sich gemischte Nutzungen und Wohn-

gebäude. Nördlich schließen kirchliche und soziale Einrichtungen an. Aufgrund dieser Nutzungsstruk-

tur ist nicht von einer homogenen reinen Wohnlage auszugehen.  

Ob sich ein künftiges Vorhaben nach Art und Maß der baulichen Nutzung, Bauweise und überbauba-

rer Grundstücksfläche in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt, ist im jeweiligen Einzelfall von 

der zuständigen Genehmigungsbehörde zu prüfen.  

6 Auswirkungen der Teilaufhebung 

Durch die Teilaufhebung des westlichen Teilbereichs des Bebauungsplanes „Osterried“ werden die 

bislang für diesen Bereich geltenden Festsetzungen als Grünfläche mit Zweckbestimmung „Sport-

platz“ aufgehoben. Da der ursprüngliche Nutzungszweck seit mehreren Jahren nicht mehr ausgeübt 

wird und die Sportflächenbedarfe des Ortsteils Oggelsbeuren inzwischen durch die Sportanlagen 

nördlich der Ellighofer Straße gedeckt werden, führt die Teilaufhebung zu keiner nachteiligen Beein-

trächtigung der örtlichen Sportinfrastruktur. 

Die Planung bewirkt keine unmittelbare bauliche Veränderung. Weder der Abbruch des bestehenden 

Zweck- bzw. Lagergebäudes noch die Beseitigung der Zaunanlage oder die Rodung von Gehölzen sind 

Gegenstand der vorliegenden Teilaufhebung. Die tatsächliche Nutzung der Fläche bleibt zunächst un-

verändert. Auswirkungen sind daher vor allem planungsrechtlicher Natur. 

Umweltbelange 

Da die Teilaufhebung im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB durchgeführt wird, wird von 

einer Umweltprüfung, einem Umweltbericht, der zusammenfassenden Erklärung und einer Überwa-

chung abgesehen. Die Umweltbelange sind gleichwohl in die planerische Abwägung einzustellen. 

Nach den vorliegenden Planauskünften der LUBW befinden sich innerhalb des Geltungsbereichs der 

Teilaufhebung keine naturschutzrechtlich geschützten Gebiete oder Objekte. Auch im näheren Um-

feld des Geltungsbereichs sind keine Schutzgebiete vorhanden. Naturschutzrechtliche Schutzgebiets-

ausweisungen werden durch die Teilaufhebung daher nicht berührt. 
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Die Fläche weist derzeit im Bereich des ehemaligen Bolzplatzes eine Altgras- bzw. Ruderalflur auf. An 

den Randbereichen haben sich Gehölze entwickelt. Diese Bestandsstrukturen werden durch die Teil-

aufhebung selbst nicht verändert. Soweit im Zuge einer späteren baulichen Nutzung ein Gebäudeab-

bruch, Eingriffe in Gehölzbestände oder sonstige Veränderungen der vorhandenen Strukturen vorge-

sehen werden sollten, sind die artenschutzrechtlichen Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetzes in 

einem gesonderten Planungs- und Genehmigungsverfahren zu beachten.  

Wasserschutzgebiete sind nach den vorliegenden Informationen nicht betroffen. Der Geltungsbe-

reich grenzt jedoch im Süden unmittelbar an den Mühlhauser Bach an, der als Gewässer II. Ordnung 

einzuordnen ist. Unabhängig von der Teilaufhebung sind bei künftigen Vorhaben die einschlägigen 

wasserrechtlichen Vorgaben, insbesondere zum Gewässerrandstreifen und zum Umgang mit Gewäs-

sern, zu beachten. Die Teilaufhebung selbst führt zu keinen baulichen Eingriffen in das Gewässer 

oder dessen Uferbereich. 

Ein sehr kleiner Teilbereich von rund 15 m² im Südosten des Geltungsbereichs liegt innerhalb einer 

HQ10-Überflutungsfläche. Der überwiegende Teil des Aufhebungsbereichs befindet sich außerhalb 

von Überflutungs- und Hochwasserrisikobereichen. Da die Teilaufhebung keine Bebauung festsetzt 

und keine baulichen Maßnahmen auslöst, ergeben sich hieraus keine unmittelbaren nachteiligen 

Auswirkungen. Im Rahmen späterer Vorhaben sind die Belange des Hochwasserschutzes und der 

schadlosen Ableitung von Oberflächenwasser gesondert zu prüfen. 

Immissionsschutz und Nutzungskonflikte 

Die Teilaufhebung löst selbst keine zusätzlichen Immissionen aus. Sie lässt weder ein konkretes Ge-

werbevorhaben zu noch begründet sie neue Betriebszeiten, Lieferverkehre oder sonstige emissions-

relevante Nutzungen. Gleichwohl ist die Umgebung durch eine gemischte Nutzungsstruktur geprägt. 

Westlich befinden sich Wohngebäude, nördlich kirchliche und soziale Einrichtungen und östlich ge-

werbliche Betriebe. Bei späteren Vorhaben ist daher im jeweiligen bauaufsichtlichen oder bauleitpla-

nerischen Verfahren sicherzustellen, dass gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewahrt bleiben 

und das Rücksichtnahmegebot eingehalten wird. 

Besondere Bedeutung kommt dabei möglichen Lärm-, Verkehrs- und Nutzungswirkungen gegenüber 

den westlich gelegenen Wohngebäuden sowie den nördlich gelegenen kirchlichen und sozialen Ein-

richtungen zu. Diese Fragen sind jedoch nicht Gegenstand der Teilaufhebung, sondern im Rahmen 

einer konkreten Vorhabenprüfung nach § 34 BauGB oder gegebenenfalls im Rahmen einer späteren 

verbindlichen Bauleitplanung zu behandeln. 

Verkehrserschließung 

Auswirkungen auf die bestehende Verkehrserschließung ergeben sich durch die Teilaufhebung nicht. 

Die bisherige Bewirtschaftung und Erreichbarkeit der Fläche erfolgt über die Straße „Baustatt“ im 

Westen. Eine fußläufige Anbindung besteht zudem im Norden. Die östlich angrenzenden Gewerbebe-

triebe werden direkt über die Ellighofer Straße erschlossen. An dieser bestehenden Erschließungssi-

tuation werden durch die Teilaufhebung keine baulichen oder verkehrsrechtlichen Änderungen vor-

genommen. 
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Die Frage, ob und in welcher Form die Fläche künftig für eine bauliche Nutzung verkehrlich erschlos-

sen werden kann, ist im Zusammenhang mit einem konkreten Vorhaben zu prüfen. Die Teilaufhe-

bung trifft hierzu keine abschließenden Regelungen. 

Technische Infrastruktur 

Die Teilaufhebung hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf die technische Infrastruktur. Beste-

hende Leitungen und Anlagen der Wasserver- und Abwasserentsorgung, Stromversorgung, Telekom-

munikation oder sonstiger Versorgungsträger bleiben durch die Planung unberührt. Bauliche Ände-

rungen an bestehenden Leitungsnetzen sind nicht Gegenstand der Teilaufhebung. 

Sollte die Fläche künftig baulich genutzt werden, sind die Anforderungen an die technische Erschlie-

ßung im jeweiligen Vorhaben- bzw. Genehmigungsverfahren nachzuweisen. Hierzu zählen insbeson-

dere die gesicherte Trinkwasserversorgung, die ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung, der Umgang 

mit Niederschlagswasser sowie die sonstigen erforderlichen Ver- und Entsorgungsanschlüsse. 

Entschädigungsrechtliche Belange 

Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 44 BauGB werden durch die Teilaufhebung nach derzei-

tigem Kenntnisstand nicht ausgelöst. Die Vorschriften betreffen Entschädigungsfolgen rechtmäßiger 

planerischer Eingriffe in die Bodennutzbarkeit, insbesondere wenn durch die Änderung oder Aufhe-

bung eines Bebauungsplanes bisher zulässige Nutzungen eingeschränkt oder Vermögensnachteile 

verursacht werden. 

Vorliegend befindet sich die von der Teilaufhebung betroffene Fläche im Eigentum der Gemeinde At-

tenweiler. Der Bebauungsplan stammt aus dem Jahr 1972 und wurde seitdem nicht umgesetzt. Pri-

vate Grundstückseigentümer werden durch die Aufhebung der Sportplatzfestsetzung nicht unmittel-

bar in ihren bestehenden Nutzungsmöglichkeiten beschränkt. Vielmehr wird eine gemeindeeigene 

Fläche von einer überholten planungsrechtlichen Bindung befreit. Entschädigungsrechtliche Ansprü-

che Privater sind aus den genannten Gründen nicht zu erwarten. Insgesamt führt die Teilaufhebung 

somit weder zu nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt noch zu Änderungen der bestehenden 

Erschließungs- und Infrastruktursituation. 
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